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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 447/2014 DER KOMMISSION
vom 2. Mai 2014

mit spezifischen Vorschriften fiir die Durchfithrung der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 des
Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments fiir Heranfiihrungshilfe
(IPA 1I)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 231/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Mirz 2014 zur
Schaffung eines Instruments fiir Heranfihrungshilfe (IPA II) (), insbesondere auf Artikel 12,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 236/2014 des Européischen Parlaments und des Rates (3 enthalt Vorschriften und Ver-
fahren fur die Durchfihrung der Hilfe, die fur alle neun Instrumente im Bereich des auswirtigen Handelns gelten.
Weitere spezifische Vorschriften zur Beriicksichtigung der verschiedenen Situationen sollten festgelegt werden, ins-
besondere fur die indirekte Mittelverwaltung, fiir Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit, die unter
den Politikbereich ,regionale und territoriale Zusammenarbeit” fallen, und fiir Programme zur landlichen Entwick-
lung, die unter den Politikbereich ,Landwirtschaft und lindliche Entwicklung* fallen.

(2)  Um zu gewihrleisten, dass die Heranfithrungshilfe fur alle Begiinstigten gemidfl Anhang I der Verordnung (EU)
Nr. 231/2014 (im Folgenden ,IPA-II-Begiinstigte®) in gleicher Weise und nach dem Grundsatz der Wirtschaftlich-
keit der Haushaltsfithrung durchgefithrt wird, sollten die Kommission und die IPA-II-Begiinstigten Vereinbarungen
in Form von Rahmen- und Sektorvereinbarungen mit den Grundsitzen ihrer Zusammenarbeit nach dieser Ver-
ordnung schliefSen.

(3)  Die Kommission sollte die IPA-II-Begiinstigten bei ihren Bemithungen um Verbesserung ihrer Fihigkeit zur Ver-
waltung von Mitteln der Union nach den Grundsitzen und Vorschriften des Unionsrechts unterstiitzen. Zu diesem
Zweck sollte die Kommission den IPA-II-Begiinstigten gegebenenfalls Haushaltsvollzugsaufgaben tibertragen.

(4)  Die Verantwortung fiir die Programmierung und Durchfithrung der IPA-II-Hilfe sollte in erster Linie bei den
IPA-II-Begiinstigten liegen, die die erforderlichen Strukturen und Behorden einrichten und bei der Kommission die
Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben beantragen sollten.

(5)  Daher sind fiir die Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben auf die IPA-II-Begiinstigten nach der Verord-
nung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates (*) und der Delegierten Verord-
nung (EU) Nr. 12682012 der Kommission (%) spezifische Vorschriften festzulegen.

(6)  Die Bedingungen, die ein Beitrittsland erfilllen muss, sollen die Gesamtqualitit der Verwaltung der 6ffentlichen
Finanzen gewihrleisten.

(7)  Es miissen spezifische Vorschriften fiir Finanzkorrekturen und die gegeniiber den IPA-II-Begiinstigten anzuwend-
enden Verfahren beim Einsatz von Unionsmitteln im Rahmen der indirekten Verwaltung festgelegt werden.

(8)  Um die Wirksamkeit, Effizienz, Kohdrenz und Koordinierung der Durchfithrung der finanziellen Heranfithrungs-
hilfe der Union gemidf der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 (im Folgenden ,IPA-II-Hilfe*) zu gewéhrleisten, sollte
die Verordnung (EU) Nr. 236/2014 durch detaillierte Vorschriften fiir das Monitoring und die Evaluierung erginzt
werden.

(9)  Spezifische Vorschriften fiir die Berichterstattung sind notwendig, um die Berichterstattungsanforderungen, die die
IPA-II-Begiinstigten erfulllen missen, genauer zu definieren.

(') ABLL77vom15.3.2014,8S.11.

(¥ Verordnung (EU) Nr. 236/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Marz 2014 zur Festlegung gemeinsamer Vorschrif-
ten und Verfahren fiir die Anwendung der Instrumente der Union fiir die Finanzierung des auswirtigen Handelns (ABL L 77 vom
15.3.2014,S. 95).

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung
fir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABL L 298 vom
26.10.2012,S.1).

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 iiber die Anwendungsbestimmungen fiir die Ver-
ordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung
ftir den Gesamthaushaltsplan der Union (ABL. L 362 vom 31.12.2012, S. 1).

(3

—_
-
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(10)  Spezifische Vorschriften fiir die Transparenz und Sichtbarkeit der IPA-II-Hilfe sollten festgelegt werden, damit die
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates (), die Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 und die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 effektiv eingehalten werden.

(11) Die IPA-II-Hilfe sollte unter anderem zur Forderung der grenziibergreifenden Zusammenarbeit zwischen
IPA-II-Begiinstigten sowie zwischen IPA-II-Begiinstigten und Mitgliedstaaten oder Lindern, die in den Anwen-
dungsbereich des mit der Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates geschaffe-
nen Europdischen Nachbarschaftsinstruments (?) fallen, genutzt werden. Die Aufgaben und Zustindigkeiten der
beteiligten Akteure miissen unter Beriicksichtigung der verschiedenen Situationen festgelegt werden, insbesondere
hinsichtlich der grenzibergreifenden Zusammenarbeit zwischen IPA-I-Begiinstigten und Mitgliedstaaten.

(12) Die IPA-II-Hilfe im Rahmen von Programmen zur lindlichen Entwicklung im Politikbereich ,Landwirtschaft und
landliche Entwicklung“ sollte eine schrittweise Angleichung an den Besitzstand im Bereich der Gemeinsamen
Agrarpolitik fordern. Spezifische Vorschriften sind erforderlich, damit dhnliche Vorhaben wie im Rahmen des
Europidischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des lindlichen Raums unter Einsatz von Verwaltungs-
und Kontrollsystemen finanziert werden konnen, die den entsprechenden Strukturen der Mitgliedstaaten dhneln
und vergleichbare Aufgaben haben.

(13)  Um eine rechtzeitige Planung und Durchfihrung der aus IPA Il 2014 zu finanzierenden Programme zu ermdg-
lichen, sollte diese Verordnung am dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amisblatt der Europdischen Union in
Kraft treten.

(14) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen entsprechen der Stellungnahme des IPA-II-Ausschusses —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

TITEL I

GEGENSTAND UND ALLGEMEINER RAHMEN FUR DIE DURCHFUHRUNG DER IPA-HILFE

KAPITEL 1
Gegenstand und Begriffsbestimmungen

Artikel 1
Gegenstand

Diese Verordnung enthilt spezifische Vorschriften zur Schaffung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung der
Verordnung (EU) Nr. 231/2014, detaillierte Vorschriften zur Durchfihrung der Verordnung (EU) Nr. 236/2014 iiber
Durchfithrungsmethoden, Finanzverwaltung, Monitoring, Evaluierung und Berichterstattung, Transparenz und Sichtbar-
keit der IPA-II-Hilfe sowie spezifische Vorschriften fiir die grenziibergreifende Zusammenarbeit im Politikbereich ,regio-
nale und territoriale Zusammenarbeit“ und die Unterstiitzung im Rahmen der Programme zur landlichen Entwicklung
im Politikbereich ,Landwirtschaft und lindliche Entwicklung®.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen
Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) ,IPA-I-Begiinstigter” einen der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 aufgefithrten Begiinstigten;

b) ,Programm® ein Aktionsprogramm, eine Einzel-, Sonder- oder flankierende Mafinahme im Sinne der Artikel 2 und 3
der Verordnung (EU) Nr. 236/2014;

¢) ,Rahmenvereinbarung” eine zwischen der Kommission und einem IPA-II-Begiinstigten fir alle IPA-II-Politikbereiche
geschlossene Vereinbarung, in der die Grundsitze der finanziellen Zusammenarbeit zwischen dem IPA-II-Begiinstigten
und der Kommission nach dieser Verordnung festgelegt sind;

d) ,Sektorvereinbarung” eine zwischen der Kommission und einem IPA-II-Begiinstigten fiir einen bestimmten IPA-II-Poli-
tikbereich oder ein bestimmtes IPA-II-Programm geschlossene Vereinbarung, in der die anzuwendenden Vorschriften
und Verfahren festgelegt sind, die nicht in der Rahmenvereinbarung oder den Finanzierungsvereinbarungen enthalten
sind;

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr
(ABL.L 8 vom 12.1.2001, S. 1).
(%) Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Europdischen Nachbarschaftsinstru-
ments (ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 27).
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e) ,Politikbereiche” die wichtigsten Bereiche der Zusammenarbeit, in denen nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 231/2014 aus IPA II finanzierte Mafinahmen durchgefiihrt werden;

f) ,Behorden” offentliche Einrichtungen oder Stellen eines IPA-II-Begiinstigten oder eines Mitgliedstaats auf nationaler,
regionaler oder lokaler Ebene;

g) ,Grofiprojekt“ ein Projekt, das eine Reihe von Arbeiten, Tatigkeiten oder Dienstleistungen umfasst und als solches der
Erfillung einer bestimmten, unteilbaren Aufgabe konkreter wirtschaftlicher oder technischer Art dient, dessen Ziele
klar ausgewiesen sind und dessen Gesamtkosten den in der Rahmenvereinbarung angegebenen Betrag iibersteigen;

h) ,Teilnehmerldnder” entweder nur die IPA-II-Begiinstigten oder die IPA-II-Begiinstigten gemeinsam mit dem Mitglied-
staat bzw. den Mitgliedstaaten oder mit den in den Anwendungsbereich des Europdischen Nachbarschaftsinstruments
fallenden Landern, die sich an einem von den Teilnehmerldndern gemeinsam aufgestellten Mehrjahresprogramm fiir
grenziibergreifenden Zusammenarbeit beteiligen;

i) ,Finanzierungsvereinbarung” eine jdhrliche oder mehrjahrige Vereinbarung zwischen der Kommission und einem

IPA-II-Begiinstigten, die der Umsetzung der finanziellen Unterstiitzung der Union durch eine unter diese Verordnung
fallende Maffnahme dient.

KAPITEL 11
Allgemeiner Rahmen fiir die Durchfiihrung der IPA-II-Hilfe

Artikel 3
Grundsitze der Finanzierung durch die Union

1.  Die IPA-II-Hilfe dient der Unterstiitzung der Reformanstrengungen der IPA-II-Begiinstigten gemif Artikel 1 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 231/2014. Spezifische Programme und Einzelmafnahmen koénnen Finanzbeitrige sowohl des
IPA-II-Begiinstigten als auch der Union erfordern.

2. Fir einen Ausgabenposten, der unter die Verordnung (EU) Nr. 231/2014 fillt, werden keine anderen Finanzmittel
aus dem Unionshaushalt bereitgestellt.

Artikel 4
Grundsatz der Eigenverantwortung

1. Die Verantwortung fur die Programmierung und Durchfihrung der IPA-II-Hilfe liegt in erster Linie beim
IPA-II-Begiinstigten.

2. Der IPA-II-Begiinstigte ernennt einen Nationalen IPA-Koordinator (NIPAC), der der wichtigste Ansprechpartner der
Kommission fiir die gesamte Abwicklung der IPA-II-Hilfe (strategische Planung, Koordinierung der Programmierung,
Monitoring der Durchfithrung, Evaluierung und Berichterstattung) ist.

Der NIPAC hat folgende Aufgaben:

a) Er sorgt fur die Koordinierung innerhalb der Verwaltung des IPA-II-Begiinstigten und mit anderen Gebern sowie fiir
eine enge Verkniipfung der Verwendung der IPA-I-Hilfe mit dem allgemeinen Beitrittsprozess;

b) er koordiniert die Teilnahme der IPA-II-Begiinstigten an den einschldgigen Programmen fiir territoriale Zusammenar-
beit, insbesondere an den in Artikel 27 Buchstaben a bis ¢ genannten Programmen fiir grenziibergreifende Zusam-
menarbeit und gegebenenfalls an den Programmen fiir transnationale oder interregionale Zusammenarbeit, die nach
der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 aufgelegt und durchgefithrt werden. Der NIPAC kann diese Koordinierungsauf-
gabe gegebenenfalls einem Koordinator fur territoriale Zusammenarbeit oder einer operativen Struktur iibertragen;

c) er gewihrleistet, dass die Ziele der von den IPA-II-Begiinstigten vorgeschlagenen Maflnahmen oder Programme mit
den Zielen der Linderstrategiepapiere im Einklang stehen und den einschligigen makroregionalen Strategien und Stra-
tegien fiir Meeresgebiete gebiihrend Rechnung tragen;

d) er setzt sich dafur ein, dass die Verwaltung des IPA-II-Begiinstigten alle erforderlichen Schritte unternimmt, um die
Durchfithrung der betreffenden Programme zu erleichtern.

Der NIPAC muss ein mit angemessenen Befugnissen ausgestatteter hochrangiger Vertreter der Regierung oder der natio-
nalen Verwaltung des IPA-II-Begiinstigten sein.
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3. Um fur die Verwaltung der Heranfithrungshilfe und der nationalen Mittel eine solide Grundlage zu schaffen, fithren
die Kommission und der IPA-II-Begiinstigte einen Dialog iiber die Verwaltung der offentlichen Finanzen. In diesem
Zusammenhang bewertet die Kommission, inwieweit die Verwaltung des IPA-II-Begiinstigten den Grundsitzen einer offe-
nen und ordnungsgemaflen Verwaltung der offentlichen Finanzen gerecht wird. Falls die Verwaltung diese Voraussetzun-
gen nur teilweise erfiillt, einigen sich der IPA-II-Begiinstigte und der zustindige Anweisungsbefugte auf die zur Behebung
der festgestellten Mangel erforderlichen Mafnahmen.

Artikel 5
Rahmenvereinbarungen und Sektorvereinbarungen
1. Die Kommission und der IPA-II-Begiinstigte legen besondere Regelungen fiir die IPA-II-Hilfe (Verwaltung, Kontrolle,
Aufsicht, Monitoring, Evaluierung, Berichterstattung und Priifung) in einer Rahmenvereinbarung fest, die den
IPA-II-Begiinstigten zur Ubernahme der entsprechenden Anforderungen des Regelungsrahmens der Union in seine
Rechtsordnung verpflichtet. Die Rahmenvereinbarung kann durch Sektorvereinbarungen ergdnzt werden, in denen spezi-

fische Vorschriften fir die Verwaltung und Durchfithrung der IPA-II-Hilfe in bestimmten Politikbereichen oder fiir
bestimmte Programme festgelegt werden.

2. Die IPA-II-Hilfe wird dem IPA-II-Begiinstigten erst gewahrt, wenn die in Absatz 1 genannte Rahmenvereinbarung in
Kraft getreten ist. Werden Sektorvereinbarungen geschlossen, so wird die IPA-II-Hilfe fir den betreffenden Politikbereich
bzw. das betreffende Programm erst nach dem Inkrafttreten der Rahmenvereinbarung und der Sektorvereinbarung
gewihrt.

3. Die Rahmenvereinbarung gilt fiir alle in Artikel 6 genannten Finanzierungsvereinbarungen. Eine Sektorvereinba-
rung gilt fir alle Finanzierungsvereinbarungen, die im Zusammenhang mit dem unter die Sektorvereinbarung fallenden
Politikbereich oder Programm geschlossen werden.

4. Die Rahmenvereinbarung und die etwaigen Sektorvereinbarungen enthalten detaillierte Vorschriften insbesondere
zu folgenden Punkten:

a) Strukturen und Behorden, die fiir Verwaltung, Kontrolle, Aufsicht, Monitoring, Evaluierung, Berichterstattung und
Priifung im Zusammenhang mit der IPA-I-Hilfe benotigt werden, sowie ihre Aufgaben und Zustindigkeiten;

b) Bedingungen und Kontrollvorgaben fiir:

i) die Einrichtung der erforderlichen Strukturen und Behorden durch den IPA-II-Begiinstigten, damit Haushaltsvoll-
zugsaufgaben fir die IPA-II-Hilfe tibertragen werden konnen;

i) das Monitoring, die Aussetzung oder die Beendigung der Wahrnehmung iibertragenen Haushaltsvollzugsaufgaben;

¢) Programmierung und Durchfihrung der IPA-II-Hilfe, insbesondere Bestimmungen iiber die Intensitit der Hilfe, die
Unionsbeitragssitze und die Forderfahigkeit;

d) Auftrags-, Zuschuss- und sonstige Vergabeverfahren nach Artikel 1 Absatz 3, Artikel 8 und Artikel 10 der Verord-
nung (EU) Nr. 236/2014;

e) Vorschriften fuir Steuern, Z6lle und sonstige Abgaben nach Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 236/2014;

f) Vorgaben fiir Zahlungen, Rechnungspriifung und -annahme und Finanzkorrekturverfahren sowie fiir die Authebung
der Bindung ungenutzter Mittel;

g) Schutz der finanziellen Interessen der Union gemafl Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 236/2014 und Bestimmungen
tiber die Meldung von Betrug und anderen Unregelmifigkeiten;

h) Anforderungen hinsichtlich Transparenz, Sichtbarkeit, Information und Bekanntmachung.

Artikel 6
Finanzierungsbeschliisse und Finanzierungsvereinbarungen
1. Die Beschliisse der Kommission zur Annahme der Programme miissen die Voraussetzungen fir Finanzierungsbe-

schliisse nach Artikel 84 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und Artikel 94 der Delegierten Verord-
nung (EU) Nr. 1268/2012 erfillen.
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2. Betreffen die Beschliisse die Annahme von Mehrjahresaktionsprogrammen, bei denen Mittelbindungen fiir die in
Artikel 3 Buchstaben a bis ¢ der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 genannten Politikbereiche in Tranchen vorgenommen
werden, so umfassen die Programme gegebenenfalls eine vorldufige Liste von Grofprojekten. Die Kommission erldsst
einen Beschluss zur Genehmigung des Finanzbeitrags zum ausgewihlten Grofprojekt.

3. In Finanzierungsvereinbarungen werden unter anderem die Bedingungen fuir die Verwaltung der IPA-II-Hilfe festge-
legt, einschlielich der Durchfithrungsmethoden, der Intensitit der Hilfe, der Durchfithrungsfristen sowie der Regelungen
fur die Forderfihigkeit der Ausgaben. Bei Programmen, die im Rahmen der indirekten Verwaltung durch einen
[PA-II-Begiinstigten durchgefiihrt werden, enthilt die Finanzierungsvereinbarung die nach Artikel 40 der Delegierten Ver-
ordnung (EU) Nr. 1268/2012 erforderlichen Bestimmungen.

4.  Finanzierungsvereinbarungen fiir Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Titel VI Kapitel II
konnen auch von dem Mitgliedstaat unterzeichnet werden, in dem sich die Verwaltungsbehorde fur das betreffende Pro-
gramm befindet. Bei Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Titel VI Kapitel III konnen alle an
einem bestimmten Programm teilnehmenden Linder eine einzige Finanzierungsvereinbarung unterzeichnen.

TITEL II

INDIREKTE VERWALTUNG DURCH IPA-II-BEGUNSTIGTE

KAPITEL 1
Verwaltungs- und Kontrollsysteme

Artikel 7
Strukturen und Behérden

1. Der IPA-II-Begiinstigte setzt die folgenden Strukturen und Behorden ein, die fur Verwaltung, Kontrolle, Aufsicht,
Monitoring, Evaluierung, Berichterstattung und interne Priifung im Zusammenhang mit der IPA-II-Hilfe benotigt werden:

a) einen Nationalen IPA-Koordinator (National IPA Co-ordinator — im Folgenden ,NIPACY),
b) einen Nationalen Anweisungsbefugten (National Authorising Officer — im Folgenden ,NAQO®),
¢) operative Strukturen.

2. Der NAO richtet eine Verwaltungsstruktur ein, die aus einem Nationalen Fonds und einem Unterstiitzungsbiiro fiir
den NAO besteht.

3. Der IPA-II-Begiinstigte setzt eine Priifbehorde ein.

4. Der IPA-II-Begiinstigte gewihrleistet eine angemessene Trennung der Aufgaben zwischen den und innerhalb der in
den Absitzen 1 bis 3 genannten Strukturen und Behorden.
Artikel 8
Aufgaben und Zustindigkeiten des Nationalen IPA-Koordinators

Zusitzlich zu den in Artikel 4 Absatz 2 genannten Aufgaben sorgt der NIPAC dafiir, dass die Ziele der Manahmen oder
Programme, fiir die Haushaltsvollzugsaufgaben iibertragen wurden, bei der Durchfithrung der IPA-II-Hilfe in geeigneter
Weise verfolgt werden.

Artikel 9

Aufgaben und Zustindigkeiten des Nationalen Anweisungsbefugten

1. Der NAO trigt die Gesamtverantwortung fur die Finanzverwaltung der IPA-II-Hilfe durch den IPA-II-Begiinstigten
und stellt die Rechtmifigkeit und OrdnungsmifRigkeit der Ausgaben sicher.

2. Der NAO muss ein mit angemessenen Befugnissen ausgestatteter hochrangiger Vertreter der Regierung oder der
nationalen Verwaltung des IPA-I-Begiinstigten sein.

3. Der NAO ist insbesondere fiir Folgendes zustidndig:
a) Verwaltung der IPA-II-Konten und -Finanzvorginge;

b) ordnungsgemifies Funktionieren der Systeme zur internen Kontrolle der Durchfithrung der IPA-II-Hilfe;
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¢) Ergreifung wirksamer und angemessener Betrugsbekimpfungsmafinahmen unter Beriicksichtigung der ermittelten
Risiken;

d) Einleitung des Verfahrens nach Artikel 14.

4. Der NAO ergreift Folgemafsnahmen zu den in Artikel 12 genannten Berichten der Priifbehorde und legt der Kom-

mission jedes Jahr eine Erklirung zur Mittelverwaltung vor. Diese jihrliche Verwaltungserklirung wird fir jedes Pro-

gramm in der in der Rahmenvereinbarung festgelegten Form erstellt und stiitzt sich auf die vom NAO tatsichlich
gefithrte Aufsicht tiber die Systeme der internen Kontrolle im gesamten Haushaltsjahr.

Am Ende der Durchfihrung eines Programms erstellt der NAO eine abschlieBende Ausgabenerklarung.

Artikel 10
Aufgaben und Zustindigkeiten der operativen Strukturen

1. Fir die Durchfihrung und Verwaltung der IPA-II-Hilfe richtet der IPA-II-Begiinstigte eine oder verschiedene opera-
tive Strukturen ein.

2. Die operative Struktur ist fur die Durchfiihrung, die Information und Sichtbarkeit, das Monitoring der Programme,
die Berichterstattung tiber die Programme und, falls angezeigt, die Evaluierung der Programme nach dem Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfuhrung zustindig und gewihrleistet die Rechtméfigkeit und Ordnungsmifigkeit der im
Zuge der Programmdurchfithrung unter ihrer Verantwortung getatigten Ausgaben.

Artikel 11
Aufgaben und Zustindigkeiten der Verwaltungsstruktur

1. Der Nationale Fonds wird in einem auf nationaler Ebene angesiedelten Ministerium des IPA-II-Begiinstigten mit
zentraler Haushaltszustindigkeit eingerichtet. Er unterstiitzt den NAO bei der Erfiillung seiner Aufgaben, insbesondere
der in Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe a genannten Aufgaben.

2. Das NAO-Unterstiitzungsbiiro hilft dem NAO bei der Erfillung seiner Aufgaben, insbesondere der in Artikel 9
Absatz 3 Buchstabe b genannten Aufgaben.

Artikel 12
Aufgaben und Zustindigkeiten der Priifbehérde

1. Nach Artikel 60 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 werden die in
Artikel 7 Absatz 1 genannten vom IPA-II-Begiinstigten eingerichteten Strukturen und Behorden sowie die in Artikel 7
Absatz 2 genannte vom NAO eingerichtete Verwaltungsstruktur einer unabhingigen externen Priifung durch die in Arti-
kel 7 Absatz 3 genannte Priifbehdrde unterzogen, die von den Strukturen und Behorden unabhingig ist. Der
IPA-II-Begiinstigte stellt sicher, dass der Leiter der Priifbehorde iiber angemessene Kompetenzen, Kenntnisse und Erfah-
rungen im Bereich der Priifung verfiigt.

2. Die Priifbehorde priift die Verwaltungs- und Kontrollsysteme, die Manahmen, die Transaktionen und den Jahresab-
schluss im Einklang mit international anerkannten Priifungsstandards und gemaf einer auf drei Jahre angelegten Priifstra-
tegie. Die Priifstrategie wird jahrlich aktualisiert.

3. Die Priifbehorde legt jahrlich einen Bericht iiber die Priifungstitigkeit und einen Bestitigungsvermerk nach interna-
tional anerkannten Priifungsstandards vor.

4. Am Ende der Durchfithrung eines Programms legt die Priifbehorde einen abschlieRenden Bericht uiber die Priifungs-
titigkeit und einen Bestatigungsvermerk fur die abschlieBende Ausgabenerklirung vor.

KAPITEL 1T
Besondere Bestimmungen fiir die Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben

Artikel 13
Bedingungen fiir die Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben auf einen IPA-II-Begiinstigten

1. Die Kommission iibertragt einem IPA-II-Begiinstigten Haushaltsvollzugsaufgaben durch Abschluss einer Finanzie-
rungsvereinbarung nach Artikel 60 Absdtze 1 und 2, Artikel 61 und Artikel 184 Absatz 2 der Verordnung (EU, Eura-
tom) Nr. 966/2012.

2. Der IPA-II-Begiinstigte gewihrleistet einen angemessenen Schutz der finanziellen Interessen der Union im Einklang
mit den Bestimmungen der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und der Delegierten Verordnung (EU)
Nr. 1268/2012 und richtet die notwendigen Strukturen ein, um die Wirksamkeit der Systeme der internen Kontrolle
sicherzustellen.
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3. Die vom IPA-II-Begiinstigten eingerichteten Verwaltungs-, Kontroll-, Aufsichts- und Priifsysteme umfassen ein wirk-
sames System der internen Kontrolle, das mindestens die folgenden fiinf Bereiche abdeckt:

a) Kontrollumfeld,

b) Risikomanagement,

¢) Kontrollaktivititen,

d) Information und Kommunikation,

€) Monitoring.

Artikel 14
Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben

1. Der NAO beantragt im Namen des IPA-I-Begiinstigten bei der Kommission die Ubertragung von Haushaltsvollzug-
saufgaben nach Artikel 13.

2. Vor Einreichung des in Absatz 1 genannten Antrags stellt der NAO sicher, dass die Verwaltungsstruktur und die
zustindigen operativen Strukturen die Auflagen nach Artikel 60 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und d der Ver-
ordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und nach Artikel 13 Absatz 3 der vorliegenden Verordnung erfiillen.

3. Bevor die Kommission Haushaltsvollzugsaufgaben fiir die IPA-II-Hilfe tbertragt, iberpriift sie den in Absatz 1
genannten Antrag und die nach Artikel 7 eingerichteten Strukturen und Behorden und vergewissert sich fiir die Zwecke
der Ex-ante-Bewertung nach Artikel 61 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012, dass die Auflagen nach
Artikel 60 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und nach Artikel 13
Absatz 3 der vorliegenden Verordnung erfillt sind.

Fiir die Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben fiir die IPA-II-Hilfe kann sich die Kommission auf eine Ex-ante-
Bewertung stiitzen, die im Zusammenhang mit einer fritheren Finanzierungsvereinbarung mit dem IPA-II-Begiinstigten
oder im Zusammenhang mit der Ubertragung von Verwaltungsbefugnissen im Rahmen der Verordnung (EG)
Nr. 1085/2006 des Rates (') durchgefithrt wurde. Wenn diese Bewertungen nicht alle Auflagen berticksichtigen, verlangt
die Kommission zusitzliche Nachweise.

4. Der NAO iiberwacht, ob die Verwaltungsstruktur und die operative(n) Struktur(en) die in Absatz 2 genannten Auf-
lagen weiterhin erfiillen. Bei Nichterfillung dieser Auflagen unterrichtet der NAO die Kommission unverziiglich und trifft
geeignete Schutzmaffnahmen in Bezug auf die geleisteten Zahlungen und die unterzeichneten Vertrige.

5. Die Kommission iiberwacht die Einhaltung von Artikel 60 Absitze 2 und 3 der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 und kann geeignete Abhilfemafinahmen treffen, einschlieSlich der jederzeitigen Aussetzung oder Kiindi-
gung von Teilen der Finanzierungsvereinbarung, wenn die Auflagen nicht mehr erfullt werden.

TITEL III

FINANZVERWALTUNG

KAPITEL 1
Finanzbeitrag der Union

Artikel 15
Forderfihigkeit der Ausgaben

1. Vor Abschluss der Finanzierungsvereinbarung nach Artikel 13 kommen vom IPA-I-Begiinstigten unterzeichnete
Vertrage und Zusitze, getitigte Ausgaben und geleistete Zahlungen nicht fiir eine Finanzierung im Rahmen der Verord-
nung (EU) Nr. 231/2014 in Betracht.

2. Die folgenden Ausgaben sind im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 nicht férderfihig:

a) der Erwerb von Grundstiicken und bestehenden Gebduden, aufler wenn die Art der Malnahme dies laut Finanzie-
rungsbeschluss rechtfertigt;

b) etwaige sonstige in den Sektor- oder Finanzierungsvereinbarungen vorgesehene Ausgaben.

(") Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des Rates vom 17. Juli 2006 zur Schaffung eines Instruments fiir Heranfithrungshilfe (IPA) (ABL. L 210
vom 31.7.2006, S. 82).
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KAPITEL I
Vorschriften fiir die indirekte Mittelverwaltung durch den IPA-II-Begiinstigten

Artikel 16
Meldung von Betrugsverdacht und sonstigen Unregelmifligkeiten

Der IPA-II-Begiinstigte meldet der Kommission unverziiglich Fille von Betrugsverdacht und sonstige Unregelmifigkeiten,
bei denen eine erste amtliche oder gerichtliche Feststellung erfolgt ist, und halt sie {iber den Stand von Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren auf dem Laufenden. Die Meldungen werden elektronisch iiber das von der Kommission zu diesem
Zweck bereitgestellte Modul iibermittelt.

Artikel 17

Finanzkorrekturen

1. Um eine vorschriftsgemife Verwendung der IPA-II-Mittel zu gewahrleisten, wendet die Kommission Finanzkorrek-
turverfahren an.

2. Anlass fiir eine Finanzkorrektur kann sein:
a) die Feststellung von Fehlern, Unregelmifigkeiten oder Betrug,
b) die Feststellung von Schwachstellen oder Mangeln in den Verwaltungs- und Kontrollsystemen des IPA-II-Begiinstigten.

3. Die Kommission stiitzt die Finanzkorrekturen auf die Ermittlung der rechtsgrundlos ausgegebenen Betrdge und die
Auswirkungen auf den Haushalt. Konnen diese Betrdge nicht genau ermittelt und keine Einzelkorrekturen vorgenommen
werden, kann die Kommission Korrekturen auf der Grundlage von Pauschalsitzen oder von Hochrechnungen vorneh-
men.

4. Die Finanzkorrekturen erfolgen gegebenenfalls durch Verrechnung.
5. Bei der Entscheidung tiber den Betrag einer Korrektur beriicksichtigt die Kommission Art und Schwere des Fehlers

oder der Unregelmifigkeit bzw. Umfang und finanzielle Auswirkungen der festgestellten Schwachstellen oder Mingel in
den Verwaltungs- und Kontrollsystemen fuir das betreffende Programm.

TITEL IV

MONITORING, EVALUIERUNG UND BERICHTERSTATTUNG

KAPITEL 1
Monitoring

Artikel 18
IPA-Monitoringausschuss

1. Die Kommission und der IPA-II-Begiinstigte setzen spdtestens sechs Monate nach dem Inkrafttreten der ersten
Finanzierungsvereinbarung einen IPA-Monitoringausschuss ein.

2. Der IPA-Monitoringausschuss iiberpriift die allgemeine Wirksamkeit, Effizienz, Qualitdt, Kohirenz, Koordinierung
und OrdnungsmifSigkeit der Durchfithrung aller Mafnahmen darauthin, ob deren Ziele erreicht wurden. Zu diesem
Zweck stiitzt er sich gegebenenfalls auf die von den sektoralen Monitoringausschiissen gelieferten Informationen. Er kann
Empfehlungen fiir Korrekturmafnahmen abgeben, wann immer dies erforderlich ist.

3. Im IPA-Monitoringausschuss sind die Kommission, der NIPAC und andere einschldgige nationale Behérden und Ein-
richtungen des IPA-II-Begiinstigten sowie gegebenenfalls internationale Organisationen, einschlieflich internationaler

Finanzinstitutionen und anderer Akteure wie Organisationen der Zivilgesellschaft und der Privatwirtschaft, vertreten.

4. In den Sitzungen des IPA-Monitoringausschusses fithren ein Vertreter der Kommission und der NIPAC gemeinsam
den Vorsitz.

5. Der IPA-Monitoringausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

6.  Der IPA-Monitoringausschuss tritt mindestens einmal jahrlich zusammen. Auf Initiative der Kommission oder des
IPA-II-Begiinstigten konnen auch Ad-hoc-Sitzungen einberufen werden, insbesondere zu bestimmten Themen.
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Artikel 19
Sektorale Monitoringausschiisse

1. Im Rahmen der indirekten Verwaltung durch IPA-II-Begiinstigte setzt der betreffende IPA-II-Begiinstigte spdtestens
sechs Monate nach Inkrafttreten der ersten Finanzierungsvereinbarung fiir den jeweiligen Politikbereich oder das jeweilige
Programm einen sektoralen Monitoringausschuss ein. Gegebenenfalls konnen sektorale Monitoringausschiisse im Rah-
men anderer Methoden des Haushaltsvollzugs auf Ad-hoc-Basis eingerichtet werden.

2. Jeder sektorale Monitoringausschuss tiberpriift die Wirksamkeit, Effizienz, Qualitit, Kohirenz, Koordinierung und
Ordnungsmafigkeit der Durchfithrung der Mafinahmen im jeweiligen Politikbereich bzw. im Bereich des jeweiligen Pro-
gramms sowie ihre Ubereinstimmung mit den betreffenden Sektorstrategien. Er misst die Fortschritte bei der Erreichung
der Ziele der Mafnahmen und der erwarteten Outputs, Ergebnisse und Wirkungen anhand von Indikatoren, die einen
Vergleich mit der Ausgangssituation ermdglichen, sowie die Fortschritte bei der finanziellen Abwicklung. Der sektorale
Monitoringausschuss erstattet dem IPA-Monitoringausschuss Bericht und kann zur Gewihrleistung der Verwirklichung
der Ziele der Malnahmen und zur Steigerung der Effizienz, Wirksamkeit, Wirkung und Nachhaltigkeit der Hilfe Korrek-
turmaffnahmen vorschlagen.

3. Im sektoralen Monitoringausschuss sind die zustdndigen nationalen Behérden und Einrichtungen, andere Akteure
wie Partner aus dem Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich sowie gegebenenfalls internationale Organisationen, ein-
schlieflich internationaler Finanzinstitutionen und Organisationen der Zivilgesellschaft, vertreten. Die Kommission
nimmt an der Arbeit des Ausschusses teil. In den Sitzungen des sektoralen Monitoringausschusses wird der Vorsitz von
einem hochrangigen Vertreter des IPA-II-Begiinstigten gefiihrt. Je nach Politikbereich oder Programm kann der Vorsitz in
den Sitzungen des Ausschusses gemeinsam mit der Kommission gefiihrt werden.

4. Jeder sektorale Monitoringausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

5. Die sektoralen Monitoringausschiisse treten mindestens zweimal jéhrlich zusammen. Es kénnen auch Ad-hoc-Sitz-
ungen einberufen werden.

Artikel 20
Andere Monitoringtitigkeiten

Bei Bedarf kénnen weitere Monitoring-Plattformen eingerichtet werden. Uber ihre Titigkeit wird dem IPA-Monitoringaus-
schuss Bericht erstattet.

KAPITEL 1T
Evaluierung

Artikel 21
Grundsiitze
1. Die IPA-II-Hilfe wird im Einklang mit Artikel 30 Absatz 4 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 mit dem

Ziel evaluiert, ihre Relevanz, Kohirenz, Qualitit, Effizienz und Wirksamkeit, den durch die Union erzielten Mehrwert
sowie die Stimmigkeit und die Synergien mit dem betreffenden Politikdialog zu verbessern.

2. Die Evaluierungen konnen auf politischer, strategischer thematischer, sektoraler, programmatischer und operativer
Ebene sowie auf nationaler oder regionaler Ebene durchgefithrt werden.

3. Die Ergebnisse der Evaluierungen werden von dem IPA-Monitoringausschuss und den sektoralen Monitoringaus-
schiissen beriicksichtigt.

Artikel 22
Evaluierungen durch den IPA-II-Begiinstigten im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung

1. Ein IPA-Il-Begiinstigter, dem im Rahmen der IPA-II-Hilfe Haushaltsvollzugsaufgaben tibertragen wurden, ist fir die
Evaluierung der von ihm verwalteten Programme zustindig.

2. Der IPA-II-Begiinstigte stellt einen Evaluierungsplan mit den Evaluierungstitigkeiten auf, die fiir die verschiedenen
Durchfithrungsphasen geplant sind.
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KAPITEL 1II
Berichterstattung

Artikel 23

Jahresberichte der IPA-II-Begiinstigten iiber die Durchfiithrung der IPA-II-Hilfe im Rahmen der indirekten Mit-
telverwaltung

1. Bis zum 15. Februar des folgenden Haushaltsjahres stellt der IPA-II-Begiinstigte der Kommission nach Artikel 60
Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis ¢ der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 folgende Informationen zur
Verfiigung:

a) einen Jahresbericht iiber die Umsetzung der iibertragenen Aufgaben,

b) Jahresabschliisse oder Aufstellungen auf Periodenbasis gemifs den Vorgaben der Finanzierungsvereinbarung fiir die im
Rahmen der iibertragenen Aufgaben geleisteten Zahlungen;

c) eine jahrliche Verwaltungserklarung nach Artikel 9 Absatz 4;

d) eine Ubersicht der Berichte iiber die Priifungen und Kontrollen, die von der Verwaltungsstruktur durchgefithrt wur-
den, als verldssliche Grundlage fiir die Verwaltungserkldrung. Diese Ubersicht umfasst eine Analyse der Art und des
Umfangs der in den Systemen festgestellten Mingel und Schwachstellen, der getroffenen oder geplanten AbhilfemaR-
nahmen sowie die im Anschluss an die Berichte der Priifbehérde ergriffenen Manahmen.

2. Bis zum 15. Mirz des folgenden Haushaltsjahres legt der IPA-II-Begiinstigte der Kommission einen Bestétigungsver-
merk nach Artikel 60 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 vor.

3. Am Ende der Durchfithrung eines Programms legt der IPA-II-Begiinstigte jeweils einen Abschlussbericht vor, der
den gesamten Durchfithrungszeitraum abdeckt und den letzten Jahresbericht umfassen kann.

4. Je nach MaRnahmen oder Programmen, fir die die operative Struktur zustdndig ist, kann sie aufgefordert werden,
einen umfassenden Jahresbericht fiir das gesamte Haushaltsjahr zu erstellen, den der NIPAC nach Priifung durch den be-
treffenden sektoralen Monitoringausschuss der Kommission vorlegt.

TITEL V

TRANSPARENZ UND SICHTBARKEIT

Artikel 24
Information, Bekanntmachung und Transparenz

1. Jeder Akteur, der IPA-II-Hilfe nach Artikel 58 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 durchfiihrt, erfullt die Anforderungen in Bezug auf Information, Bekanntmachung und Transparenz gemif§
Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und gewihrleistet eine angemessene Sichtbarkeit der
Mafinahmen.

2. Im Falle der indirekten Mittelverwaltung durch einen IPA-II-Begiinstigten sind die operativen Strukturen fiir die Ver-
offentlichung von Informationen iiber die Empfinger von Unionsmitteln nach den Artikeln 21 und 22 der Delegierten
Verordnung (EU) Nr. 12682012 zustindig. Die operativen Strukturen sorgen dafiir, dass der Empfinger iiber seine Auf-
nahme in die zu veroffentlichende Liste der Empfinger unterrichtet wird. Die Verarbeitung personenbezogener Angaben
in dieser Liste erfolgt nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates.

3. Die Linder- bzw. Mehrlinderstrategiepapiere und deren Uberarbeitungen sowie die Programme werden als offent-
liche Dokumente vorgelegt, die der breiten Offentlichkeit und der Zivilgesellschaft zuganglich sind.
Artikel 25
Sichtbarkeit und Kommunikation

1.  Die Kommission und der IPA-II-Begiinstigte vereinbaren einen kohirenten Arbeitsplan fiir Kommunikationsmaf-
nahmen und fithren Informationskampagnen zur IPA-II-Hilfe im Gebiet des IPA-I[-Begiinstigten durch.

2. Der IPA-II-Begiinstigte berichtet dem IPA-Monitoringausschuss und den sektoralen Monitoringausschiissen iiber
seine Tatigkeiten zur Gewihrleistung von Sichtbarkeit und Kommunikation.
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TITEL VI

GRENZUBERGREIFENDE ZUSAMMENARBEIT

KAPITEL 1
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 26
Begriffsbestimmungen
1.  Fiir die Zwecke dieses Titels bezeichnet der Ausdruck

a) ,Vorhaben“ ein Projekt, einen Vertrag, eine Manahme oder ein Biindel von Projekten, ausgewihlt vom gemeinsamen
Monitoringausschuss oder dem offentlichen Auftraggeber des betreffenden Programms oder unter seiner Verantwor-
tung, die im Falle der Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Artikel 27 Buchstabe a zu den Zie-
len der jeweiligen Prioritdtsachse(n) und im Falle der Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Arti-
kel 27 Buchstabe b oder ¢ zu den Zielen der thematischen Prioritit(en) beitragen;

b) ,Begiinstigter eine Einrichtung des offentlichen oder privaten Rechts, die mit der Einleitung oder mit der Einleitung
und Durchfithrung von Vorhaben betraut ist; im Zusammenhang mit Systemen staatlicher Beihilfen im Sinne des
Artikels 2 Absatz 13 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (') bezeichnet
der Ausdruck ,Begiinstigter* die Stelle, die die Beihilfe erhilt, sofern es sich um Programme der grenziibergreifenden
Zusammenarbeit handelt, an denen Mitgliedstaaten beteiligt sind.

2. Fur die Zwecke der Kapitel I und II werden im Falle von Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit,
an denen Mitgliedstaaten beteiligt sind, die Ausdriicke ,offentliche Ausgaben®, ,Programmierung®, ,Partnerschaftsverein-
barung” und ,Dokument” im Sinne der Begriffsbestimmungen des Artikels 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 ver-
wendet.
Artikel 27
Formen der Hilfe

Unterstiitzung wird in einer der folgenden Formen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit geleistet:

a) grenziibergreifende Zusammenarbeit zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten und einem oder mehreren IPA-
[I-Begiinstigten gemafs Kapitel II;

b) grenziibergreifende Zusammenarbeit zwischen zwei oder mehreren IPA-II-Begiinstigten gemifl Kapitel III;

c) grenziibergreifende Zusammenarbeit zwischen IPA-II-Begiinstigten und Lindern, die unter das Europdische Nachbar-
schaftsinstrument fallen, geméf Kapitel III.

Artikel 28
Intensitit und Anteil der IPA-II-Hilfe

1. In dem Kommissionsbeschluss zur Annahme eines Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit in den in
Artikel 27 genannten Formen werden der Kofinanzierungssatz und der Hochstbetrag der IPA-II-Hilfe festgelegt, und zwar
auf der Grundlage

a) der forderfahigen Gesamtausgaben einschlieflich 6ffentlicher und privater Ausgaben oder
b) der forderfihigen offentlichen Ausgaben.

2. Bei Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Artikel 27 Buchstabe a betrdgt der Kofinanzie-
rungssatz der Union fiir die einzelnen Prioritdtsachsen eines Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit im
Sinne des Artikels 34 Absatz 2 mindestens 20 % und hochstens 85 % der forderfihigen Ausgaben.

() Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen
tiber den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohisionsfonds, den Europdischen Land-
wirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums und den Europaischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen
Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europiischen Sozialfonds, den Kohisionsfonds und den
Europdischen Meeres- und Fischereifonds und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABL L 347 vom
20.12.2013, S. 320).
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3. Bei Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Artikel 27 Buchstaben b und c¢ betrdgt der Kofi-
nanzierungssatz der Union fiir die einzelnen thematischen Priorititen mindestens 20 % und hochstens 85 % der forderfi-
higen Ausgaben. Der Kofinanzierungssatz fiir technische Hilfe betrigt 100 %.

Artikel 29
Thematische Priorititen und Konzentration der IPA-II-Hilfe

1. Die thematischen Prioritdten der IPA-II-Hilfe sind in Anhang IIl der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 festgelegt.

2. Fir jedes Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit werden hochstens 4 thematische Priorititen ausge-
wihlt.

Artikel 30
Geografischer Geltungsbereich
Die Liste der forderfiahigen Gebiete wird im jeweiligen Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit aufgefiihrt:

a) bei den in Artikel 27 Buchstabe a genannten Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit umfasst sie
Gebiete der Ebene 3 der Systematik der Gebietseinheiten fiir die Statistik (NUTS) oder, falls eine NUTS-Klassifikation
nicht vorliegt, entsprechende Gebiete an Land- oder Seegrenzen, die hochstens 150 km voneinander entfernt sind;
Anpassungen konnen erforderlich sein, um Kohdrenz und Kontinuitit der Programme der grenziibergreifenden
Zusammenarbeit fiir den Programmierungszeitraum 2007-2013 zu gewéhrleisten;

b) bei den Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Artikel 27 Buchstaben b und ¢ werden die for-
derfdhigen Gebiete im jeweiligen Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit festgelegt.

Artikel 31

Vorbereitung, Bewertung, Genehmigung und Anderung von Programmen der grenziibergreifenden Zusammen-
arbeit

1. Die thematischen Priorititen fiir die einzelnen Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit werden
jeweils zwischen den Teilnehmerldndern fiir jede Grenze oder Gruppe von Grenzen auf der Grundlage der thematischen
Priorititen gemifl Anhang IIl der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 vereinbart.

2. Die Kommission bewertet die Ubereinstimmung der Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit mit die-
ser Verordnung, den effektiven Beitrag dieser Programme zu den ausgewdhlten thematischen Priorititen gemafd
Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 und auch, was die teilnehmenden Mitgliedstaaten betrifft, die Kohirenz
mit der entsprechenden Partnerschaftsvereinbarung.

3. Die Kommission legt binnen drei Monaten nach dem Tag der Einreichung des Programms der grenziibergreifenden
Zusammenarbeit ihre Anmerkungen vor. Die Teilnehmerlinder iibermitteln der Kommission alle erforderlichen zusitzli-
chen Informationen und iiberarbeiten gegebenenfalls das vorgeschlagene Programm der grenziibergreifenden Zusammen-
arbeit.

4. Genehmigt die Kommission ein Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach seiner formlichen Ein-
reichung, so hat sie sich zu vergewissern, dass jede ihrer Anmerkungen in angemessener Weise beriicksichtigt wurde.

5. Antrige auf Anderung von Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit, die von Teilnehmerlindern vor-
gelegt werden, sind hinreichend zu begriinden und miissen insbesondere verdeutlichen, wie sich die Programmanderun-
gen auf die Verwirklichung der Programmziele auswirken werden. Dem Antrag ist der Vorschlag fir das gednderte Pro-
gramm beizufiigen. Fiir Anderungen von Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit gelten die Absitze 2
und 3.

Artikel 32
Technische Hilfe

1. Bei jedem Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit ist eine besondere Mittelzuweisung fur technische
Hilfe vorzusehen, einschlieflich Mafinahmen in den Bereichen Vorbereitung, Verwaltung, Monitoring, Evaluierung, Infor-
mation, Kommunikation, Vernetzung, Konfliktbeilegung, Kontrolle und Rechnungspriifung im Zusammenhang mit der
Programmdurchfithrung und Mafnahmen zum Ausbau der entsprechenden Verwaltungskapazititen. Die IPA-II-Hilfe
kann von den Teilnehmerldndern ferner zur Unterstiitzung von Mafinahmen verwendet werden, die auf die Verringerung
des Verwaltungsaufwands fiir die Begiinstigten, u. a. durch elektronische Systeme fiir den Datenaustausch, abzielen, sowie
von Mafinahmen zur Stiarkung der fir die Verwaltung und Verwendung der IPA-II-Hilfe erforderlichen Kapazititen von
Behorden der Teilnehmerldnder und der Begiinstigten und zum Austausch bewahrter Methoden zwischen diesen Behor-
den. Diese Mafinahmen konnen auch vorherige und nachfolgende Programmierungszeitriume betreffen.

2. Abweichend von Artikel 15 Absatz 1 konnen Ausgaben fiir technische Hilfe zur Unterstiitzung der Ausarbeitung
eines Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit und der Einrichtung von Verwaltungs- und Kontrollsystemen
forderfahig sein, die bereits vor der Annahme des Kommissionsbeschlusses zur Genehmigung des Programms der grenz-
iibergreifenden Zusammenarbeit, jedoch nicht vor dem 1. Januar 2014, angefallen sind.
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KAPITEL I
Grenziibergreifende Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und IPA-II-Begiinstigten

Artikel 33
Anwendbare Bestimmungen

1. Fur Mitgliedstaaten, die an einem Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach diesem Kapitel teilneh-
men, und insbesondere fiir den Mitgliedstaat, in dem die Verwaltungsbehorde ihren Sitz hat, gelten die Vorschriften fiir
das Ziel ,Europiische territoriale Zusammenarbeit“ der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und der Verordnung (EU)
Nr. 1299/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (') im Einklang mit diesem Kapitel. Soweit sich diese Vor-
schriften auf die europdischen Struktur- und Investitionsfonds im Sinne der Definition von Artikel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1303/2013 bezichen, gilt die IPA-II-Hilfe fur die Zwecke dieses Kapitels ebenfalls als abgedeckt.

2. Fur IPA-II-Begiinstigte, die an einem Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit im Rahmen dieses Kapi-
tels teilnehmen, gelten die Vorschriften fiir die Europiische territoriale Zusammenarbeit im Einklang mit diesem Kapitel,
unbeschadet begriindeter Ausnahmen, die in der jeweiligen Finanzierungsvereinbarung festgelegt sind.

Artikel 34
Programmierung

1. Die Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit werden nach dem Partnerschaftsprinzip gemaf8 Artikel 5
Absitze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und im Einklang mit Artikel 8 Absitze 2 bis 4, 7, 9 und 10 der
Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 erstellt.

2. Die Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit stiitzen sich auf Prioritdtsachsen. Unbeschadet des Arti-
kels 32 entspricht eine Priorititsachse einer thematischen Prioritit im Sinne des Artikels 29. Eine Prioritdtsachse kann
bei Bedarf durch Elemente anderer thematischer Priorititen erweitert werden, um die Wirkung und Wirksamkeit durch
einen kohdrenten, integrierten Ansatz zu erhohen.

3. Im Rahmen von Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit konnen Maffnahmen zur lokalen Entwick-
lung unter Federfithrung der ortlichen Bevolkerung im Sinne der Artikel 32 bis 35 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013,
gemeinsame Aktionsplane im Sinne der Artikel 104 bis 109 der genannten Verordnung und integrierte territoriale Inves-
titionen im Sinne des Artikels 36 derselben Verordnung unter Beriicksichtigung der grundlegenden Prinzipien dieser
Instrumente und der Artikel 9 bis 11 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 durchgefiihrt werden. Zwischen der Kommis-
sion und den Teilnehmerldndern werden fiir jedes Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit die spezifischen
Vorschriften und Bedingungen vereinbart.

4. Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit werden der Kommission von dem Mitgliedstaat, in dem die
Verwaltungsbehorde des Programms ihren Sitz hat, auf elektronischem Wege tibermittelt.

5. Die Europiische Investitionsbank (EIB) kann auf Antrag der Teilnehmerlinder an der Vorbereitung sowie an Tatig-
keiten im Zusammenhang mit der Ausarbeitung von Vorhaben — vor allem von Grofprojekten — mitwirken.

Die Kommission kann die EIB vor der Annahme von Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit konsultie-
ren.

Artikel 35
Technische Hilfe

Der Betrag der fiir technische Hilfe bereitgestellten IPA-II-Mittel ist auf 10 % des Gesamtbetrags beschrinkt, der fir das
Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit zur Verfigung gestellt wird, aber belduft sich mindestens auf
1 500 000 EUR.

Artikel 36
Art der Durchfithrung und Benennung der fiir das Programm zustindigen Behorden

1. Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach diesem Kapitel werden im Wege der geteilten Mittelver-
waltung durchgefiihrt. Folglich sind die Mitgliedstaaten und die Kommission fiir die Verwaltung und Kontrolle der Pro-
gramme verantwortlich, entsprechend ihren jeweiligen Zustindigkeiten, die in der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 und der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 sowie in der vorliegenden Verordnung festgelegt
sind.

Fir den Mitgliedstaat, in dem die Verwaltungsbehorde ihren Sitz hat, gelten die Artikel 73 und 74 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 iiber die Zustindigkeiten der Mitgliedstaaten bei geteilter Mittelverwaltung.

() Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit besonderen Bestimmungen
zur Unterstiitzung des Ziels ,Europiische territoriale Zusammenarbeit“ aus dem Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE)
(ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 259).
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Fir die Befugnisse und Zustindigkeiten der Kommission bei geteilter Mittelverwaltung gilt Artikel 75 der Verord-
nung (EU) Nr. 1303/2013.

2. Die an einem Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit teilnehmenden Linder benennen fiir die Zwe-
cke des Artikels 123 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 eine einzige Verwaltungsbehorde, fiir die Zwecke
des Artikels 123 Absatz 2 der genannten Verordnung eine einzige Bescheinigungsbehdrde und fur die Zwecke des Arti-
kels 123 Absatz 4 der genannten Verordnung eine einzige Priifbehorde.

3. Die Verwaltungsbehorde und die Priifbehorde miissen ihren Sitz in demselben Mitgliedstaat haben. Die an einem
Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit teilnehmenden Linder konnen der einzigen Verwaltungsbehorde
die Aufgaben der Bescheinigungsbehorde iibertragen.

Das Verfahren fiir die Benennung der Verwaltungsbehorde und gegebenenfalls der Bescheinigungsbehorde nach Arti-
kel 124 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 wird von dem Mitgliedstaat durchgefiihrt, in dem die Behérde ihren Sitz
hat.

Die Aufteilung der Haftung auf die Teilnehmerlinder im Zusammenhang mit der Anwendung von Finanzkorrekturen
wie im Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit festgelegt bleibt von den Benennungen nach diesem Artikel
unberiihrt.

Artikel 37

Aufgaben der fiir das Programm zustindigen Behorden

1. Hinsichtlich der Aufgaben der Verwaltungsbehorde finden Artikel 125 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und
Artikel 23 Absitze 1, 2, 4 und 5 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 Anwendung.

2. Hinsichtlich der Aufgaben der Bescheinigungsbehorde finden Artikel 126 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und
Artikel 24 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 Anwendung.

Die Bescheinigungsbehorde nimmt die Zahlungen der Kommission entgegen und leistet in der Regel die Zahlungen
gemdfs Artikel 132 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 an den federfihrenden Begiinstigten.

3. Hinsichtlich der Aufgaben der Priifbehérde finden Artikel 127 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und Artikel 25
der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 Anwendung.
Artikel 38
Gemeinsamer Monitoringausschuss

1. Innerhalb von drei Monaten nach der Benachrichtigung des Mitgliedstaats {iber den Beschluss zur Genehmigung
des Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit setzen die Teilnehmerlinder einen Gemeinsamen Monitoring-
ausschuss (Joint Monitoring Committee — im Folgenden ,JMC*) ein.

2. Im JMC sind die Kommission, der NIPAC und andere einschligige nationale Behorden und Einrichtungen des
[PA-II-Begiinstigten, die teilnehmenden Mitgliedstaaten und gegebenenfalls internationale Finanzinstitutionen und andere
Akteure wie Organisationen der Zivilgesellschaft und der Privatwirtschaft vertreten.

3. Den Vorsitz im JMC fiihrt ein Vertreter eines Teilnehmerlandes oder der Verwaltungsbehorde.
4. Die Kommission nimmt an der Arbeit des JMC in beratender Funktion teil.

5. Leistet die EIB einen Beitrag zu einem Programm, so kann sie an der Arbeit des JMC in beratender Funktion teil-
nehmen.

6.  Der JMC iiberpriift die Gesamtwirksamkeit, -qualitdt und -kohdrenz der Durchfithrung aller Mafnahmen, die zur
Erreichung der im grenziibergreifenden Programm, in den Finanzierungsvereinbarungen und den dazugehérigen Strate-
giepapieren festgelegten Ziele ergriffen wurden. Er kann Empfehlungen fiir Korrekturmaflnahmen abgeben, wann immer
dies erforderlich ist.

Dariiber hinaus gelten die Artikel 49 und 110 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 iiber die Aufgaben des JMC.

Der JMC und die Verwaltungsbehorde nehmen das Monitoring anhand der Indikatoren vor, die im Einklang mit Arti-
kel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 in den einschligigen Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit
festgelegt sind.

7. Der JMC gibt sich eine Geschiftsordnung.

8. Der JMC tagt mindestens einmal jihrlich. Auf Initiative eines der Teilnehmerlinder oder der Kommission kénnen
zusitzliche Sitzungen einberufen werden, insbesondere zu bestimmten Themen.
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Artikel 39
Auswahl der Vorhaben

1. Der JMC wihlt die Vorhaben fiir die Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit aus.

Fiir die Auswahl der Vorhaben kann der JMC einen unter seiner Verantwortung handelnden Lenkungsausschuss einset-
zen.

2. An den ausgewihlten Vorhaben sind Begiinstigte aus mindestens zwei Teilnehmerldndern beteiligt, von denen min-
destens einer aus einem Mitgliedstaat stammt. Ein Vorhaben kann in einem einzigen Teilnehmerland ausgefithrt werden,
sofern grenziiberschreitende Auswirkungen und Vorteile ausgewiesen sind.

3. Die Begiinstigten arbeiten bei der Entwicklung und Durchfithrung der Vorhaben zusammen. Dariiber hinaus arbei-
ten sie bei der Personalausstattung oder der Finanzierung der Vorhaben zusammen.

Artikel 40
Begiinstigte

1. Gibt es bei einem Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit fiir ein Vorhaben zwei oder mehr Begiins-
tigte, benennen alle Begiinstigten gemeinsam einen federfithrenden Begiinstigten.

2. Der federfithrende Begiinstigte hat folgende Aufgaben:

a) Er erstellt, zusammen mit den anderen Begiinstigten, eine Vereinbarung mit Bestimmungen, die unter anderem eine
Verwendung der fiir das Vorhaben bereitgestellten Mittel nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushalts-
fuhrung gewihrleisten, einschlieflich der Bestimmungen fiir die Wiedereinziehung rechtsgrundlos gezahlter Betriige;

b) er trdgt die Verantwortung fiir die Durchfihrung des gesamten Vorhabens;

¢) er vergewissert sich, dass die von den Begiinstigten gemeldeten Ausgaben bei der Durchfithrung des Vorhabens ange-
fallen sind und den Maflnahmen, die von allen Begiinstigten vereinbart wurden, und dem Dokument entsprechen, das
die Verwaltungsbehorde nach Absatz 6 ausgestellt hat;

d) er stellt sicher, dass die von anderen Begiinstigten gemeldeten Ausgaben von einem oder mehreren Kontrolleuren
tiberpriift wurden, wenn diese Priifung nicht von der Verwaltungsbehorde nach Artikel 23 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) Nr. 1299/2013 durchgefiihrt wurde.

3. Sofern in den Bestimmungen gemifs Absatz 2 Buchstabe a nichts anderes festgelegt ist, stellt der federfithrende
Begiinstigte sicher, dass die anderen Begiinstigten den Gesamtbetrag der offentlichen Unterstiitzung so schnell wie mog-
lich und in vollem Umfang erhalten. Der den anderen Begiinstigten zu zahlende Betrag wird durch keinerlei Abziige, Ein-
behalte, spater erhobene spezifische Abgaben oder Ahnliches verringert.

4.  Federfihrende Begiinstigte bzw. Alleinbegiinstigte miissen ihren Sitz in einem Teilnehmerland haben.

5. Ungeachtet des Artikels 39 Absatz 2 kann sich ein Europdischer Verbund fiir territoriale Zusammenarbeit, der nach
der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates (') eingerichtet wurde, oder eine andere
juristische Person, die nach den Rechtsvorschriften eines der Teilnehmerlidnder gegriindet ist, als Alleinbegiinstigter fiir
ein Vorhaben bewerben, wenn er von Behorden oder Einrichtungen aus mindestens zwei Teilnehmerldndern eingesetzt
wurde.

6.  Die Verwaltungsbehorde iibermittelt dem federfithrenden Begiinstigten bzw. dem Alleinbegiinstigten fiir jedes Vor-
haben ein Dokument, in dem die Bedingungen fiir die Unterstiitzung des Vorhabens aufgefiihrt sind; dazu gehoren
besondere Anforderungen an die im Rahmen des Vorhabens zu liefernden Produkte oder Dienstleistungen, der Finanzie-
rungsplan und die Durchfithrungsfrist.
Artikel 41
Evaluierung

1. Die Evaluierungen werden von internen oder externen Experten vorgenommen, die von den fiir die Programm-
durchfithrung zustindigen Behorden funktional unabhingig sind. Alle Evaluierungen werden veréffentlicht.

2. Die Teilnehmerldnder fithren gemeinsam eine Ex-ante-Evaluierung gemifl Artikel 55 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 durch.

3. Hinsichtlich der Evaluierung wihrend des Programmierungszeitraums findet Artikel 56 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 Anwendung.

4. Hinsichtlich der Ex-post-Evaluierung findet Artikel 57 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 Anwendung.

(") Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 iiber den Européischen Verbund fiir terri-
toriale Zusammenarbeit (EVTZ) (ABL. L 210 vom 31.7.2006, S. 19).
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Artikel 42
Berichterstattung, Information und Kommunikation

1. Hinsichtlich der Durchfiithrungsberichte findet Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 Anwendung.
2. Die jahrliche Uberpriifungssitzung findet gemiR Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 statt.

3. Jedes Jahr tibermittelt die Verwaltungsbehorde der Kommission zu Monitoringzwecken zum 31. Januar, 31. Juli
und 31. Oktober auf elektronischem Wege fiir jedes grenziibergreifende Programm aufgeschliisselt nach Prioritdtsachsen
folgende Angaben:

a) die gesamten und die offentlichen forderfihigen Kosten der Vorhaben und die Zahl der fiir eine Unterstiitzung ausge-
wihlten Vorhaben;

b) die von den Begiinstigten bei der Verwaltungsbehorde geltend gemachten forderfihigen Gesamtausgaben.

Zusitzlich werden die zum 31. Januar nach Buchstaben a und b zu {ibermittelnden Daten nach Interventionskategorie
aufgeschliisselt. Diese Ubermittlung gilt als Einreichung der Finanzdaten nach Artikel 50 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013.

Den zum 31. Januar und 31. Juli zu iibermittelnden Daten ist eine Vorausschitzung des Betrags, fiir den die Verwal-
tungsbehorde voraussichtlich Zahlungsantrige im laufenden und im darauffolgenden Haushaltsjahr einreichen wird, bei-
zuftigen.

Der Stichtag fiir die im Rahmen dieses Absatzes tibermittelten Daten ist das Ende des Monats vor dem Monat der Einrei-
chung.

4. Die Verwaltungsbehorde koordiniert die Aufgaben, die mit den Anforderungen in Bezug auf Information, Bekannt-
machung und Transparenz gemaf8 Artikel 24 Absitze 1 und 3 verbunden sind.

Abweichend von Artikel 25 ist die Verwaltungsbehorde fiir die Informations- und Kommunikationsmafinahmen gemifs
den Artikeln 115 und 116 der Verordnung (EU) Nr. 13032013 zustindig.
Artikel 43
Forderfihigkeit und Dauerhaftigkeit

1. Abweichend von Artikel 15 Absatz 1 sind Ausgaben im Rahmen der IPA-II-Hilfe fiir grenziibergreifende Zusam-
menarbeit férderfihig, sofern sie

a) von einem Begiinstigten aus einem Mitgliedstaat und zwischen dem 1. Januar 2014 und dem 31. Dezember 2022
getitigt wurden oder

b) von einem Begiinstigten aus einem IPA-I-Begiinstigten getitigt und nach Einreichung des Programms der grenziiber-
greifenden Zusammenarbeit bezahlt wurden.

2. Zusitzlich zu Artikel 15 Absatz 2 sind folgende Ausgaben im Rahmen der IPA-II-Hilfe fiir die grenziibergreifende
Zusammenarbeit nicht forderfahig:

a) Schuldzinsen;

o

) Mehrwertsteuer (MwSt.), es sei denn, sie wird nach den nationalen Mehrwertsteuervorschriften nicht riickerstattet;

(g}

) die Stilllegung und der Bau von Kernkraftwerken;

o

) Investitionen zur Verringerung von Treibhausgasemissionen aus Tatigkeiten, die unter Anhang I der Richtlinie
2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (') fallen;

e) die Herstellung, Verarbeitung und Vermarktung von Tabak und Tabakerzeugnissen;
f) Unternehmen in Schwierigkeiten gemif der Definition in den Vorschriften der Union iiber staatliche Beihilfen;

g) Investitionen in Flughafeninfrastruktur, es sei denn, sie haben einen Bezug zum Umweltschutz oder sie werden von
den notwendigen Investitionen zur Abmilderung oder Verringerung der negativen okologischen Auswirkungen der
Flughafeninfrastruktur begleitet.

Abweichend von Artikel 15 Absatz 2 kommt der Erwerb von unbebauten oder bebauten Grundstiicken fiir eine Forde-
rung durch IPA-I-Hilfe fiir grenziibergreifende Zusammenarbeit in Betracht, soweit dieser Betrag hochstens 10 % der for-
derfdhigen Gesamtausgaben fuir das betreffende Vorhaben ausmacht. Bei Brachflichen und ehemals industriell genutzten
Flachen mit Gebduden erhoht sich dieser Grenzwert auf 15 %. Bei Umweltschutzvorhaben kann dieser Grenzwert in ord-
nungsgemdifs begriindeten Ausnahmefillen iiber die jeweiligen vorgenannten Prozentsitze hinaus angehoben werden.

(") Richtlinie 2003/87/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel mit Treib-
hausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL L 275 vom 25.10.2003,
5.32).
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3. Vorhaben werden unabhingig davon, ob der Begiinstigte alle damit verbundenen Zahlungen getitigt hat, nicht fur
eine Unterstiitzung im Rahmen von IPA II ausgewihlt, wenn sie physisch abgeschlossen oder vollstindig durchgefithrt
wurden, bevor der Begiinstigte der Verwaltungsbehorde den Antrag auf Finanzierung im Rahmen des Programms der
grenziibergreifenden Zusammenarbeit iibermittelt hat.

4.  Fur Zuschiisse gelten Artikel 61, Artikel 65 Absatz 4, Absdtze 6 bis 9 und Absatz 11, die Artikel 66 bis 68, Arti-
kel 69 Absitze 1 und 2 sowie Artikel 71 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

5. Zusitzlich zu Artikel 6 Absatz 2 wird in den Finanzierungsvereinbarungen fiir die Programme der grenziibergreif-
enden Zusammenarbeit im Rahmen dieses Kapitels die fiir das jeweilige Programm der grenziibergreifenden Zusammen-
arbeit geltende Rangfolge der Regelungen fiir die Forderfahigkeit gemdfl den Grundsitzen des Artikels 18 der Verord-
nung (EU) Nr. 1299/2013 festgelegt.

6.  Zudem findet Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 betreffend die Personalkosten Anwendung.

Artikel 44
Forderfihigkeit in Abhingigkeit vom Standort

1. Vorhaben, fir die die Ausnahmen nach den Absitzen 2 und 3 gelten, werden im Programmgebiet durchgefiihrt,
das den im entsprechenden Programm zur grenziibergreifenden Zusammenarbeit definierten Teil des Hoheitsgebiets der
Teilnehmerldnder (,Programmgebiet”) umfasst.

2. Die Verwaltungsbehorde kann zustimmen, dass das gesamte Vorhaben oder ein Teil davon auflerhalb des Pro-
grammgebiets durchgefiihrt wird, sofern alle folgenden Bedingungen erfillt sind:

a) Das Vorhaben ist fiir das Programmgebiet von Nutzen;

b) der Gesamtbetrag, der im Rahmen des Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit fir Vorhaben aufSerhalb
des Programmgebiets zugewiesen wurde, iibersteigt nicht 20 % der von der Union auf Ebene des Programms geleiste-
ten Unterstiitzung;

¢) die Aufgaben der Verwaltungs- und der Priifbehorde im Zusammenhang mit der Verwaltung, Kontrolle und Priifung
des Vorhabens werden entweder von den Behorden des Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit wahr-
genommen, oder diese treffen mit den Behorden des Mitgliedstaats oder Drittlands, in dem das Vorhaben durchge-
fithrt wird, entsprechende Vereinbarungen.

3. Fiir Vorhaben, die technische Hilfe, Werbemanahmen und den Aufbau von Kapazititen betreffen, konnen Ausga-
ben auferhalb des Programmgebiets getitigt werden, sofern die Bedingungen von Absatz 2 Buchstaben a und c erfiillt
sind.

Artikel 45

Auftragsvergabe

1. Die Vergabe von Dienstleistungs-, Liefer- und Bauauftrdgen durch die Begiinstigten erfolgt gemifl den Bestimmun-
gen von Titel IV Kapitel 3 in Teil 2 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und von Titel II Kapitel 3 in Teil 2 der
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 12682012, die im gesamten Programmgebiet sowohl im Gebiet der Mitgliedstaaten als
auch in dem der IPA-I-Begiinstigten gelten.

2. Bei der Vergabe von Dienstleistungs-, Liefer- und Bauauftrigen im Rahmen der spezifischen Mittelzuweisung fiir
technische Hilfe wendet die Verwaltungsbehérde entweder die Verfahren an, die in Absatz 1 genannt sind oder die nach
dem nationalen Recht des Landes, in dem die Behorde ihren Sitz hat, vorgesehen sind.

Artikel 46

Finanzverwaltung, Aufhebung von Mittelbindungen, Priifung und Annahme der Rechnungslegung, Abschluss
und Finanzkorrekturen

1. Fir die Bindung der Haushaltsmittel gilt Artikel 76 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.
2. Fir Zahlungen gelten die Artikel 77 bis 80, 82 bis 83, 129 bis 132, 134 bis 135 und 142 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013. AufSerdem gilt fir Zahlungen auf ein einziges Konto Artikel 27 Absatz 1 der Verordnung (EU)

Nr. 1299/2013. Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 betreffend die Verwendung des Euro findet Anwen-
dung.

3. Was die Vorfinanzierung angeht, so zahlt die Kommission nach ihrem Beschluss zur Annahme des Programms der
grenziibergreifenden Zusammenarbeit einen einzigen Vorschuss.

Der Vorschuss betrdgt 50 % der ersten drei Mittelbindungen fiir das Programm.
Der Vorschuss kann je nach Bedarf an Haushaltsmitteln in zwei Tranchen gezahlt werden.

Der als Vorschuss gezahlte Betrag wird vollstindig an die Kommission zuriickerstattet, wenn innerhalb von vierundzwan-
zig Monaten nach dem Tag, an dem die Kommission die erste Tranche des Vorschusses gezahlt hat, kein Zahlungsantrag
im Rahmen des Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit gestellt worden ist.
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4.  Fur die Aufhebung von Mittelbindungen gelten die Artikel 86 bis 88 und Artikel 136 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013.

5. Fir die Priffung und Annahme der Rechnungslegung und den Abschluss der Programme gelten Artikel 84 und die
Artikel 137 bis 141 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

6.  Fur Finanzkorrekturen und Wiedereinziehungen gelten Artikel 85, Artikel 122 Absatz 2 und die Artikel 143 bis
147 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. Dariiber hinaus gilt Artikel 27 Absitze 2 und 3 der Verordnung (EU)
Nr. 1299/2013.

Artikel 47
Verwaltungs- und Kontrollsysteme sowie Priifung

1. Artikel 72 und Artikel 122 Absitze 1 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 betreffend die allgemeinen
Grundsitze zu den Verwaltungs- und Kontrollsystemen finden Anwendung.

2. Artikel 128 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 betreffend die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und
den Priifbehorden findet Anwendung.

3. Fir die angemessene Kontrolle von Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit findet Artikel 148 der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 Anwendung.

Artikel 48
Einstellung von Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit

1.  Hat keiner der teilnehmenden IPA-II-Begiinstigten die Finanzierungsvereinbarung bis zum Ende des auf die
Annahme des Programms folgenden Jahres geschlossen, stellt die Kommission das Programm der grenziibergreifenden
Zusammenarbeit ein.

Bereits gebundene Jahrestranchen des Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung bleiben wahrend ihrer vorgesehenen
Geltungsdauer verfiigbar, diirfen aber nur fir Manahmen verwendet werden, die ausschlieflich in den betreffenden Mit-
gliedstaaten durchgefithrt werden und fur die bereits vor dem Beschluss der Kommission iiber die Programmeinstellung
Vertrige geschlossen wurden. Die Verwaltungsbehorde leitet den Abschlussbericht innerhalb von drei Monaten nach
Beendigung der Vertrdge an die Kommission weiter, die gemifl den Absitzen 2 und 3 vorgeht.

2. Kann das Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit aufgrund von Problemen in den Bezichungen zwi-
schen den Teilnehmerldndern oder in anderen ordnungsgemif begriindeten Fillen nicht umgesetzt werden, kann die
Kommission beschliefen, das Programm vor Ablauf des Ausfithrungszeitraums auf Ersuchen des JMC oder auf eigene Ini-
tiative nach Anhérung des JMC einzustellen.

Wird das Programm eingestellt, so legt die Verwaltungsbehorde den Abschlussbericht innerhalb von sechs Monaten nach
dem Einstellungsbeschluss der Kommission vor. Nach Abrechnung der geleisteten Vorschusszahlungen nimmt die Kom-
mission eine Abschlusszahlung vor oder erteilt erforderlichenfalls eine Einziehungsanordnung. Des Weiteren hebt die
Kommission die verbleibenden Mittelbindungen auf.

Als Alternative kann beschlossen werden, die fiir den Anwendungsbereich des Programms vorgesehenen Mittel geméf
Artikel 31 Absatz 5 zu kiirzen.

3. In den Fillen nach den Absitzen 1 und 2 wird die nicht gebundene Unterstiitzung aus dem Europdischen Fonds
fiir regionale Entwicklung, die entweder noch nicht gebundenen Jahrestranchen oder bereits gebundenen Jahrestranchen
entspricht, fiur die die Mittelbindung vollstindig oder teilweise im Laufe desselben Haushaltsjahres aufgehoben wurde
und die nicht einem anderen Programm der gleichen Kategorie von Programmen fiir externe Zusammenarbeit neu zuge-
wiesen wurde, gemdfl Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 fiir Programme fur interne grenziibergreifende
Zusammenarbeit zur Verfiigung gestellt.

IPA-II-Hilfe, die entweder noch nicht gebundenen Jahrestranchen oder gebundenen Jahrestranchen, fiir die die Mittelbin-
dung vollstindig oder teilweise im Laufe desselben Haushaltsjahres aufgehoben wurde, entspricht, wird zur Finanzierung
anderer im Rahmen von IPA II forderfihiger Programme oder Projekte verwendet.

KAPITEL 1II

Grenziibergreifende Zusammenarbeit zwischen IPA-II-Begiinstigten oder zwischen IPA-II-Begiinstigten und unter das
Europdische Nachbarschaftsinstrument fallenden Lindern

Artikel 49
Programmierung

1. Die Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit werden nach dem von der Kommission bereitgestellten
Muster-Programm erstellt; sie werden von den Teilnehmerlindern gemeinsam ausgearbeitet und der Kommission auf
elektronischem Wege iibermittelt.
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2. Ein Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit stiitzt sich auf thematische Prioritdten nach Artikel 29.

Artikel 50
Technische Hilfe

Der Betrag der fiir technische Hilfe bereitgestellten IPA-II-Mittel ist auf 10 % des Gesamtbetrags beschrinkt, der fur das
Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit zur Verfigung gestellt wird.

Artikel 51
Arten der Durchfithrung

1.  Die Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Artikel 27 Buchstaben b und ¢ werden im Rahmen
der direkten oder der indirekten Mittelverwaltung durchgefihrt.

2. Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit werden von nur einem offentlichen Auftraggeber verwaltet,
der im Durchfithrungsbeschluss der Kommission zur Genehmigung des betreffenden Programms der grenziibergreifen-
den Zusammenarbeit festgelegt wird.

Artikel 52
Strukturen und Behérden

1. Die folgenden Strukturen sind an der Verwaltung der Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit im
Gebiet der IPA-I-Begiinstigten beteiligt:

a) die NIPAC der an dem Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit teilnehmenden Linder nach Artikel 4
und gegebenenfalls die Koordinatoren fur territoriale Zusammenarbeit;

b) der NAO und die Verwaltungsstruktur des teilnehmenden IPA-II-Begiinstigten nach Artikel 7, in dessen Gebiet der
offentliche Auftraggeber seinen Sitz hat, sofern das Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit im Wege
der indirekten Mittelverwaltung durchgefithrt wird;

¢) die operativen Strukturen in allen Teilnehmerlindern, die bei der Programmierung und Durchfithrung des betreffen-
den Programms der grenziibergreifenden Zusammenarbeit eng zusammenarbeiten. Im Falle der indirekten Mittelver-
waltung gehort zur operativen Struktur ein 6ffentlicher Auftraggeber;

d) die Priifbehorde nach Artikel 7 Absatz 3, sofern das grenziibergreifende Programm im Wege der indirekten Mittelver-
waltung durchgefithrt wird. Ist sie nicht ermachtigt, die in Artikel 12 genannten Aufgaben auszufiithren, so wird sie
von einer Gruppe von Priifern unterstiitzt, der je ein Vertreter der am Programm der grenziibergreifenden Zusam-
menarbeit teilnehmenden Lander angehort.

2. Die IPA-II-Begiinstigten und die unter das Europdische Nachbarschaftsinstrument fallenden Linder, die an einem
Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit teilnehmen, setzen einen JMC ein, der auch die Aufgaben des sekto-
ralen Monitoringausschusses nach Artikel 19 wahrnimmt.

3. Es wird ein Gemeinsames Technisches Sekretariat eingerichtet, das die Kommission, die operativen Strukturen und
den JMC unterstiitzt.

4. Die Aufgaben und Zustindigkeiten dieser Strukturen werden in der Rahmenvereinbarung nach Artikel 5 festgelegt.

5. Im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung schliefen die Teilnehmerldnder eine bilaterale Vereinbarung, in der
ihre jeweiligen Zustindigkeiten fur die Durchfihrung des betreffenden Programms der grenziibergreifenden Zusammen-
arbeit festgelegt werden. Die Mindestanforderungen an eine solche bilaterale Vereinbarung werden in der Rahmenverein-
barung nach Artikel 5 festgelegt.

Artikel 53

Auswahl der Vorhaben

1. Die fiir ein Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit ausgewahlten Vorhaben miissen klare grenziiber-
greifende Auswirkungen und Vorteile mit sich bringen.

2. Die Vorhaben fiir die Programme der grenziibergreifenden Zusammenarbeit werden vom offentlichen Auftraggeber
im Rahmen von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen fiir das gesamte forderfihige Gebiet ausgewdhlt.

3. Die Teilnehmerlidnder konnen Vorhaben auch auferhalb von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen fest-
legen. In diesem Fall werden die Vorhaben ausdriicklich im Programm der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach
Artikel 49 erwihnt.
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4. An den fur die grenziibergreifende Zusammenarbeit ausgewdhlten Vorhaben sind Begiinstigte aus mindestens zwei
Teilnehmerldndern beteiligt. Die Begiinstigten arbeiten bei der Entwicklung und Durchfithrung der Vorhaben zusammen.
Dariiber hinaus arbeiten sie bei der Personalausstattung und/oder der Finanzierung der Vorhaben zusammen.

5. Ein Vorhaben kann in einem einzigen Teilnehmerland durchgefithrt werden, sofern grenziibergreifende Auswirkun-
gen und Vorteile ausgewiesen sind.

Artikel 54
Begiinstigte

1. Bei den Programmen der grenziibergreifenden Zusammenarbeit nach Artikel 27 Buchstabe b miissen die Begiins-
tigten ihren Sitz im Gebiet eines IPA-II-Begiinstigten haben. Bei den Programmen der grenziibergreifenden Zusammenar-
beit nach Artikel 27 Buchstabe ¢ muss der Begiinstigte seinen Sitz im Gebiet eines IPA-II-Begiinstigten oder eines unter
das Europdische Nachbarschaftsinstrument fallenden Landes haben.

2. Die an einem bestimmten Vorhaben beteiligten Begiinstigten benennen gemeinsam einen federfithrenden Begiins-
tigten.

3. Der federfithrende Begiinstigte ist fuir die finanzielle Durchfithrung des gesamten Vorhabens verantwortlich und
tiberwacht die vertragsgemifle Umsetzung des Vorhabens; er legt zusammen mit den anderen Begiinstigten Bestimmun-
gen fest, die eine Verwendung der fiir das Vorhaben bereitgestellten Mittel nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit
der Haushaltsfiihrung gewihrleisten, sowie Bestimmungen fiir die Wiedereinziehung rechtsgrundlos gezahlter Betrige.

TITEL VII

LANDWIRTSCHAFT UND LANDLICHE ENTWICKLUNG

Artikel 55
Spezifische Vorschriften fiir Programme zur lindlichen Entwicklung

1. Im Rahmen des Politikbereichs ,Landwirtschaft und lindliche Entwicklung” werden Programme zur landlichen Ent-
wicklung auf nationaler Ebene konzipiert, die von den vom IPA-I-Begiinstigten benannten zustindigen Behorden vorbe-
reitet und der Kommission nach Konsultation der jeweils betroffenen Kreise vorgelegt werden.

2. Die Programme zur lindlichen Entwicklung werden von den IPA-II-Begiinstigten nach dem Prinzip der indirekten
Mittelverwaltung nach Artikel 58 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 durchgefiihrt; dabei werden
ausgewdhlte Arten von Mafinahmen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments und
des Rates (') finanziert.

3. Die operative Struktur nach Artikel 10 besteht bei Programmen zur lindlichen Entwicklung aus folgenden vonei-
nander getrennten Behorden, die eng zusammenarbeiten:

a) der Verwaltungsbehorde, bei der es sich um eine offentliche Einrichtung auf nationaler Ebene handelt, die fur die Vor-
bereitung und Durchfithrung der Programme, einschlieflich der Auswahl von Mafinahmen und der Bekanntmachung,
die Koordinierung, die Evaluierung, das Monitoring und die Berichterstattung fur das betreffende Programm zustindig
ist und von einem hohen Beamten mit ausschliefSlichen Zustidndigkeiten geleitet wird, und

b) der IPA-Stelle fiir landliche Entwicklung mit dhnlichen Aufgaben wie eine Zahlstelle in den Mitgliedstaaten, die fiir
Bekanntmachung, die Projektauswahl sowie fiir die Genehmigung, Kontrolle und Verbuchung der Mittelbindungen
und Zahlungen sowie fiir die Ausfithrung der Zahlungen zustindig ist.

4. Abweichend von Artikel 15 Absatz 1 konnen Ausgaben fiir technische Hilfe zur Unterstiitzung der Ausarbeitung
von Programmen zur lindlichen Entwicklung und der Einrichtung von Verwaltungs- und Kontrollsystemen forderfihig
sein, die bereits vor der Annahme des Kommissionsbeschlusses zur Genehmigung des Programms zur lindlichen Ent-
wicklung, jedoch nicht vor dem 1. Januar 2014, angefallen sind.

5. Bei der Festsetzung des Anteils der 6ffentlichen Ausgaben als Prozentsatz der gesamten forderfahigen Investitions-
kosten werden einzelstaatliche Hilfen zur Erleichterung des Zugangs zu Krediten, die ohne einen Beitrag der Union im
Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 gewiahrt werden, nicht beriicksichtigt.

6.  Investitionsprojekte im Rahmen von Programmen zur lindlichen Entwicklung kommen weiterhin fiir eine Finanzie-
rung durch die Union in Betracht, sofern sie nicht innerhalb von fiinf Jahren, nachdem die operative Struktur die
abschliefende Zahlung geleistet hat, einer erheblichen Anderung unterzogen werden.

() Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Férderung der landlichen
Entwicklung durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
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TITEL VIII
SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 56
Inkrafttreten und Geltung

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2014.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Briissel, den 2. Mai 2014

Fiir die Kommission
Der Prisident
José Manuel BARROSO



	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 447/2014 DER KOMMISSION vom 2. Mai 2014 mit spezifischen Vorschriften für die Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 231/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments für Heranführungshilfe (IPA II) 

